
Reib,at, .!il Parlam,ntskorrespon4eBz 

214/J Aafrag e 

der Abg»r.P tei t e r und Genossen 

an dIa Bundesminister tür Finan~en, 

2.3. Juni 1954 

betreffend die Aufhebung des Rubdsohreibens dea Bundesmin1steriums für 

Finan~en vom ;. Mai 1947 S 111 255, betreffend die Bezugsvorschüsse an 

"Illegale". 

-.-.-.-.-
Der Verwa1tungsierichtshof hat mit Erkenntnis vom 15. Jänner 1954, 

Zl. 3141/52, neuer1ioh ausgesproohen, daß die am 27. April 1945 vorhan-
. den gewesenen (unmittelbaren oder mittelbaren) Reiohsbeamten österreichi­

scher Staatsbürgerschaft , auch wenn sie am 13. März 1938 in. ke inem öst.er ... 

reichischen Dienstverhältnis gestanden sind, unter der Voraussetzung ihrer 
Dienstbereitschaft einen im Gesetz begründeten Anspruch auf die Bezugs­

vor21ohüase nach § ; Aba. 2 des Beamten-U'ber1eitungagesetzes haben, selbst­
verständlich unbeschadet entgegenstehender Bestimmungen des Verbotsgesetzes 

1945. (Gemeint ist damit die Entlassung naoh § 14 dieses Gesetzes.) Der 
Geriohtshof verweist dabei auf die EntscheidungsgrUnde seiner. frWieren 

Erkenntnisse vom 25.6~1953fZl. 2206/50, vom 9.7.1953,.Zl. 2225/51, und 
vom 29l110.1953, Zl.39/5l.· '. . . 

, " § B.-'UC.' In diesen weist er darauf hin, daß .3 ~ .. keinen Untersohied 

Iwiachen Personen, die vor bzw. naoh1938 in ein öffentlioh-rechtliohes 

Dienstverhältnis gekommen sind, maohe. Die Tatsache, daß man erst naoh der 

Okkupation in den Staatsdienst gekommen sei, ist für den Anspruob auf Be­

z~g8vor8chüsse daher bedeutungslos. Es kann der Anspruch auoh dann nioht 
abgesprochen werden, wenn eine Zeit der (irrige) Verdacht der Illegalität 

bestanden hat, auch dann nioht., wenn man diesen Verdaoht selbst verschul­
det hat • 

. Der Geriohtshof führt zugleich_ aU-8, daß die im Rundschreiben des 

F1nanzministeriums vom 3. Mai 1947, Zl. 20.53' - 24/47 (Nr. 255 der Son­
derausgabe 111 des Amtsblattes der österreichischeri Finanzverwal tung)" ge-

I 

äußerte gegenteilige Ansicht des Finanzministeriums, da es sich ledig-

1ioh um eine Verwaltungsverordnung (Dienstinstruktio~handelt, die im 
Gesetze begrftndeten AnsprüChe der Bediensteten in ihrem Bestande nicht be­

rühren kann und deshalb vom Verwaltungegerichtshof nicht weiter zu be­

achten ist. Wohl aber muß an diese Entscheidung die Erwartung geknüpft 
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'" .,. 16.Be1blatt Wien, 23. Juni 1954 

werden, elaS dieses als gesetwwidrig erkannte Rundschreiben des Finanz­

ministeriums aufgehoben wird. 
4 

»1e gefertigten ~bgeordneten richten daher an den Her~n·~undes-

minister für rin~nzen die 
, 4n f :t-{;l...ß e3 

Ist der Herr BUndesminister bereit, das. gesetzwidrige Rundschreiben 

des 'inanzmi~ster1ums v. 3. Mai 1947, Zl. 20.533'- 24/47 (255 der Son­
derausgabe III des Amtsblattes der österr. Finanzverwaltung), aufzuheben 

, , , 

und die Adressaten dieses Rundsc,hreibe~ hievon zu verst'ändigen'l 
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